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Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 29. 


(Nr. 5578.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 26. Juli 1862., betreffend die Verleihung des Expro⸗ 
priationsrechts und der fiskaliſchen Vorrechte an den Grafen Guido 
Henckel von Donnersmarck fuͤr den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee 
von Oſtrosnitza, im Beuthener Kreiſe des Regierungsbezirks Oppeln, 
über Groß⸗ und Klein⸗Zyglin nach Miottek und von Miottek über Soß⸗ 
nitza nach Ludwigsthal mit einer Zweigſtraße von Soßnitza nach Woiſchnik, 
im Lublinitzer Kreiſe. 


Mapa Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chauſſee 
von Oſtrosnitza, im Beuthener Kreiſe des Regierungsbezirks Oppeln, tiber 
Groß⸗ und Klein⸗Zyglin nach Miottek und von Miottek über Soßnitza nach 
Ludwigsthal mit einer Zweigſtraße von Soßnitza nach Woiſchnik, im Lublinitzer 
Kreiſe, durch den Grafen Guido Henckel von Donnersmarck auf Neudeck, ge⸗ 
nehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Grafen Guido Henckel von Don⸗ 
nersmarck auf Neudeck das Expropriationsrecht fuͤr die zu dieſen Chauſſeen 
erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauffeebau- 


und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen 


beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straßen. Zugleich will Ich dem⸗ 
ſelben gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauffeemäßigen Unterhaltung der Straßen 
das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr 
die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der 
in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſon⸗ 
fligen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtim⸗ 
mungen auf den Staats-Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch 
verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. 
angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die ge⸗ 
dachten Straßen zur Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. a 

Schloß Babelsberg, den 26. Juli 1862. 


Wilhelm. 


v. d. Heydt. v. Jag ow. v. Holzbrinck. 


Jahrgang 1862. (Nr. 55785579) 38 (Nr. 5579.) 
Ausgegeben zu Berlin den 9. September 1862. 


(Tr. 5579.) Statut für den Verband der Wiefenbefißer im oberen Ruhrthale bei Winter⸗ 
berg, Kreiſes Brilon. Vom 19. Auguſt 1862. | 


| Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen x. 


verordnen, Behufs Verbeſſerung der im oberen Ruhrthale bei Winterberg im . 
Kreiſe Brilon belegenen Grundſtuͤcke, nach Anhörung der Betheiligten, dem Ans 
trage der Mehrzahl derſelben entſprechend, auf Grund des Geſetzes vom 28. Fe⸗ 
bruar 11 7 85 $$. 56. und 57. (Gefeß- Sammlung vom Jahre 1847. S. 51.), 
was folgt: 


F. 1. 


Die Beſitzer der im oberen Ruhrthale, in der Kataſtralgemeinde Winter⸗ 
berg unter Flur VI. Nr. 116/2. 264/116. 265/116. 267/228. 266/228. 229. 
230. 227. 226. 225. 224. 223. 231. 232. 233. 222. 221. 219. 220. 218 b. 
218 a. 217. 216. 215. 214. 213. 212. 211. 210. 209. 208. 207. 206. 205. 
204. 203. 202. 201. 200. 199. 198/1. 198. 197/1. 197%. Flur V. Nr. 43/3, 
43/4. 43/3. 43/2. 43/1. 42. 41/2, 41/1. 38. 48/28. 37. 36. 39. 34. 33. 31, 
30. 29, 27. 28. 26. 23. 20. 21. 22. belegenen Wieſen werden zu einem 
Wieſenverbande vereinigt, um den Ertrag ihrer Grundſtuͤcke durch Ent⸗ und 
Bewaͤſſerung zu verbeſſern. a 


Der Verband hat Korporationsrechte und ſein Domizil bei ſeinem jedes⸗ 
maligen Vorſteher. f 5 f 


Ye 


Die Haupt⸗Be⸗ und Entwaͤſſerungsgraͤben, die Wehre und Schuͤtzen, die 
Bachregulirungen, uͤberhaupt alle zur vortheilhaften Berieſelung der Ver⸗ 
bandswieſen erforderlichen Anlagen werden auf gemeinſchaftliche Koſten des 
Verbandes gemacht und unterhalten, nach einem Plane, welcher durch den 
beſtellten Wieſenbaumeiſter anzufertigen und in Streitfaͤllen von der Koͤniglichen 
Regierung feſtzuſtellen iſt. 


Die Beſaamung, der Umbau und die ſonſtige Unterhaltung der einzelnen 
Wieſenparzellen durch Planirung, Düngung ꝛc. bleibt den Eigenthuͤmern uͤber⸗ 
laſſen; jedoch ſind dieſelben gehalten, dabei den Anordnungen des Wieſen⸗ 
vorſtehers im Intereſſe der ganzen Anlage Folge zu leiſten, auch können fie 
die Ausfuͤhrung der ihnen obliegenden Arbeiten dem Wieſenwaͤrter des Ver⸗ 
bandes fuͤr ihre Rechnung uͤbertragen. 


$. 3. 
Die Beitraͤge zur Anlegung und Unterhaltung der Near 
n⸗ 
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Anlagen werden von den Genoſſen nach Verhältniß des Flaͤcheninhalts ihrer 


betheiligten Wieſen aufgebracht. 


Wenn dieſer Maaßſtab nach der Behauptung einzelner Genoſſen mit 
dem Verhaͤltniſſe des aus den neuen Anlagen ihnen erwachſenden Nutzens nicht 
uͤbereinſtimmt, fo wird für dieſelben nach dem letzteren Maaßſtabe das Bei⸗ 
tragsverhaͤltniß im Mangel der Einigung durch Entſcheidung der Verwaltungs⸗ 
Behörden feſtgeſtellt. 


Der Buͤrgermeiſter ſetzt die Hebeliſten auf Antrag des Wieſenvorſtehers 
feſt und laßt die Beiträge von den Saͤumigen zur Genoſſenſchafts⸗ oder nach 
Beſtimmung der Regierung zur Kommunalkaſſe einziehen. 


i Die Anlagen werden in der Regel in Tagelohn ausgefuͤhrt unter Leitun 
eines Wieſenbaumeiſters; wo es indeß zweckmaͤßig iſt, ſollen die Arbeiten na 
Beſtimmung des Vorſtandes an den Mindeſtfordernden verdungen werden. 


Der Wieſenvorſteher iſt befugt, die Arbeiten, welche den einzelnen Ge⸗ 
noſſen fuͤr ihre Grundſtuͤcke obliegen und im Intereſſe der ganzen Anlage nicht 
unterbleiben duͤrfen, nach einmaliger vergeblicher Erinnerung auf Koſten des 
ae machen und die Koſten von demſelben durch Exekution beitreiben 
zu laſſen. n 


F. 4. 


Die Anlegung der noͤthigen Graͤben, Wehre u. ſ. w. muß jeder Wieſen⸗ 
genoſſe ohne Weiteres geſtatten und den dazu erforderlichen Grund und Boden 
unentgeltlich hergeben. Soweit ihm der Werth nicht durch das an den 
Boͤſchungen und Uferraͤndern wachſende Gras oder andere zufällige Vortheile 
erſetzt werden ſollte, iſt Entſchaͤdigung vom Verbande zu gewaͤhren. Streitig⸗ 


keiten hieruͤber werden mit Ausſchluß des Rechtsweges ſchiedsrichterlich ent⸗ 


ſchieden (vergl. §. 9.). i 


Die Erwerbung von Terrain, welches nicht Mitgliedern des Wieſenver⸗ 
bandes gehoͤrt, erfolgt nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 25. Februar 1843. 


§. 5. 


Die Angelegenheiten des Wieſenverbandes werden geleitet von einem 
Wieſenvorſteher und zwei MWiefenfchöffen, welche zuſammen den Vorſtand 
bilden. Dieſelben bekleiden ein Ehrenamt. a 


$ 6. 
Die Mitglieder des Vorſtandes werden von den Wieſengenoſſen aus ihrer 


Mitte auf drei Jahre gewählt, nebſt zwei Stellvertretern für die Wiefenfchöffen. 
(Nr. 5579.) 38 .* Von 


r ee 


58 


Von den beiden Schöffen und Stellvertretern wird einer von den in Winter: | 
1 Betheiligten und einer von den Grönebacher Betheiligten 
gewaͤhlt. 


ei Bei der Wahl hat jeder Wieſengenoſſe Eine Stimme; wer mehr als 
zwei Morgen im Verbande beſitzt, hat zwei Stimmen, wer vier Morgen beſitzt, 
drei Stimmen, und fo fort für je zwei Morgen mehr Eine Stimme mehr. 


3 Der Bürgermeifter beruft die Mahlverfammlung und führt den Vorſitz 
in derſelben. Er verpflichtet die Gewaͤhlten durch Handſchlag an Eidesſtatt. 
Minderjährige und moraliſche Perſonen konnen durch ihre geſetzlichen Vertreter, 
Ehefrauen durch ihre Ehemaͤnner mitſtimmen. 


Waͤhlbar iſt derjenige, welcher mindeſtens Einen Morgen Wieſe im Ver⸗ 
bande beſitzt und den Vollbeſitz der buͤrgerlichen Rechte nicht durch rechtskraͤftiges 
Erkenntniß verloren hat. 


Im Uebrigen ſind bei der Wahl die Vorſchriften fuͤr Gemeindewahlen 
zu beachten. 


Zur Legitimation des Vorſtandes dient das vom Buͤrgermeiſter beſcheinigte 
Wahlprotokoll. f 


}r 


K 


Der Wieſenvorſteher ift die ausfuͤhrende Verwaltungsbehoͤrde des Ver⸗ Ei 
bandes und vertritt denſelben anderen Perſonen und Behörden gegeniiber. T 


Er hat insbeſondere: 


a) die Ausfuͤhrung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach dem feſtgeſtellten 
Bewaͤſſerungsplane mit Huͤlfe des betreffenden Wieſenbaumeiſters zu 
veranlaſſen und dieſelben zu beaufſichtigen; 


b) die Beitraͤge auszuſchreiben, die Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen und 
die Kaſſenverwaltung zu revidiren; 


c) die Voranſchlaͤge und Jahresrechnungen den Wieſenſchoͤffen zur Feſt⸗ 
ſtellung und Abnahme vorzulegen; 


d) den Wieſenwaͤrter und die Unterhaltung der Anlagen zu beaufſichtigen 
und die halbjährige Grabenſchau im April und November mit den Wieſen⸗ 
ſchoͤffen abzuhalten; 0 NE 

e) den Schriftwechſel für den Wieſenverband zu führen und die Urkunden 
deſſelben zu unterzeichnen; zur Abſchließung von Vertraͤgen iſt die Zu⸗ 
ſtimmung der Wieſenſchoͤffen noͤthig. 


\ In Behinderungsfällen laßt ſich der Wieſenvorſteher durch einen Wieſen⸗ 
ſchoͤffen vertreten. 


S 


Eigenthum von 
8 Grundgerechti keiten oder anderen Nutzungsrechten, und uͤber beſondere, auf 
ſpeziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien 


5 
Zur Bewachung und Bedienung der Wieſen kann der Vorſtand einen 


Wieſenwaͤrter auf dreimonatliche Kuͤndi ung anſtellen, deſſen Lohn die Ge⸗ 
neralverſammlung der Genoſſen bei der Wahl des Vorſtandes beſtimmt. 


Die Wahl des Wieſenwaͤrters unterliegt der Betätigung des Landraths. 


Der Wieſenwaͤrter iſt allein befugt zu waͤſſern und muß ſo waͤſſern, daß alle 


Parzellen den verhaͤltnißmaͤßigen Antheil am Waſſer erhalten. 


Kein Eigenthuͤmer darf die Schleuſen öffnen oder zuſetzen, oder uͤber⸗ 
haupt die Bewäſſerungsanlage eigenmaͤchtig veraͤndern, bei Vermeidung einer . 
Konventionalſtrafe von zwei Thalern fuͤr jeden Kontraventionsfall. 


Der Wieſenwarter wird als Feldhuͤter vereidigt, er muß den Anweiſun⸗ 
gen des Wieſenvorſtehers puͤnktlich Sog leiften und kann von demſelben mit 
Verweis und Geldbuße bis zu Einem Thaler beſtraft werden. 


H. 9. 


Die 5 welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes uͤber das 
rundſtuͤcken, uͤber die Zuſtändigkeit oder den Umfang von 


entſtehen, gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 


Dagegen werden nach erfolgter Feſtſtellung des Bewaͤſſerungsplanes 
durch die Regierung (cfr. H. 2.) alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten 


des Verbandes oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines oder des anderen 


Genoſſen betreffende Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden. 


Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs 


an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekannt⸗ 


machung des Beſcheides an gerechnet, bei dem Wieſenvorſteher angemeldet 
werden muß. Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende 
Theil trägt die Koſten. N 


Das Schiedsgericht beſteht aus dem Buͤrgermeiſter und zwei Beifikern. 
Die Beiſitzer nebſt einem Stellvertreter fuͤr jeden werden von der General⸗ 
verſammlung der Wieſengenoſſen auf drei Jahre gewählt. Waͤhlbar iſt Jeder, 
der in der Gemeinde ſeines Wohnorts zu den offentlichen Gemeindeaͤmtern 
wählbar iſt, mindeſtens Einen Morgen Wieſe beſitzt und nicht Mitglied des 
Verbandes iſt. Wenn der Buͤrgermeiſter ſelbſt Mitglied des Verbandes ſein 
ſollte, ſo muß der Landrath auf Antrag jedes Betheiligten einen anderen 
unparteiiſchen Vorſitzenden des Schiedsgerichts ernennen. Daſſelbe kann der 
Landrath thun, wenn ſonſtige Einwendungen gegen die Perſon des Buͤrger⸗ 
meiſters von den Betheiligten erhoben werden, welche deſſen Unparteilichkeit nach 
dem Ermeſſen des Landrathes beeinträchtigen. 
Ar. 5579.) H. 10. 


u 
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$. 10. 

Der Vorſtand hat durch ein mit Genehmigung der e e 
zu erlaſſendes und als Polizeiverordnung zu publizirendes Reglement die nöthigen | 
Beſtimmungen wegen der Waͤſſerungsordnung, der Grabenraͤumung, der Heu⸗ 
werbung und der Huͤtung auf den Wiesen zu treffen. 


Uebertretungen des Reglements koͤnnen mit Strafen bis zu drei Thalern 
bedroht werden, deren Feſtſetzung der Ortspolizei⸗Behoͤrde zusteht 


H. 11. 


Der Wieſenverband iſt der Oberaufſicht des Staates unterworfen. 


Das Aufſichtsrecht wird von dem Kreislandrathe, von der Regierung 
in Arnsberg als Landespolizei⸗-Behörde und von dem Minifter für die land⸗ 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten eh enden in dem Umfange und mit den 
Befugniſſen, welche den Aufſichtsbehoͤrden der Gemeinden zuſtehen. 


b. 12. 


Abaͤnderungen dieſes Statutes können nur unter landesherrlicher Geneh⸗ 
migung erfolgen. | 


Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 19. Auguſt 1862. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 


(Nr. 5580, 


. 


„ 

ö f nt N ‘ 
(Nr. 5580.) Privilegium wegen Emiſſion von 7,000,000 Thalern Prioritaͤts⸗Obligationen 
a der Berlin-Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 25. Auguſt 
1862. a | 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen dc. 


Nachdem von Seiten der unterm 17. Auguſt 1845. von Uns beſtaͤtigten 
Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft, welche jetzt den Namen: „Berlin⸗ 
Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft“ fuͤhrt, die Kuͤndigung 


1) der auf Grund der Privilegien vom 10. Juli 1846. (Geſetz⸗Samm⸗ 
lung 1846. Seite 319. u. ff.) und vom 21. Juni 1847. (Geſetz⸗ 
Sammlung 1847. Seite 247. u. ff.) emittirten Prioritaͤts⸗ Obligationen 
Littr. C. im urſpruͤnglichen Betrage von 3,132,800 Rthlr. 


2) der auf Grund des Privilegii vom 17. September 
1851. (Geſetz⸗Sammlung 1851. Seite 612.) emittir⸗ 
ten Prioritaͤts⸗Obligationen Littr. D. neuer Emiſſion 


im urfprünglichen Betrage v aun 2,989,800 
mithin im urſpruͤnglichen Geſammtbetrage von 6,122,600 Rthlr. 


in Ausuͤbung der in jenen Privilegien vorbehaltenen Befugniß mit Genehmi⸗ 
gung Unſeres Handelsminiſters beſchloſſen und darauf angetragen iſt, ihr zur 
Beſchaffung derjenigen Geldmittel, welche ſowohl zur Einlöfung der noch nicht 

amortiſirten Obligationen Littr. C. und Littr. D. neuer Emiſſton, als auch zu 
einer Vermehrung ihrer Betriebsmittel und Erweiterung ihrer Betriebseinrich⸗ 
tungen erforderlich find, die Ausſtellung auf den Inhaber lautender und mit 
Zinskupons verſehener Obligationen, jede zu 100 Rthlr., im Betrage von 
7,000,000 Rthlr. zu geſtatten, ſo ertheilen Wir in Gemäßheit des Geſetzes 
vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungs- 
verpflichtung an jeden Inhaber enthalten, durch gegenwaͤrtiges Privilegium 
Unſere landesherrliche Genehmigung zur Emiſſion von 70,000 Stuͤck Obliga⸗ 
tionen zu 100 Rthlr. unter na fiche den Bedingungen. 


F. 1. 


Die Obligationen, auf deren Ruͤckſeite ein Abdruck dieſes Privilegiums 
beigefügt wird, werden nach dem beiliegenden Schema A. mit der Bezeichnung 
„Tittr. C. neue Emiſſion“ ausgefertigt und von dreien Direktoren und dem 
Rendanten der Geſellſchaft unterzeichnet. 


§. 2. 


Bevor die Kündigung der Prioritaͤts⸗Obligationen Littr. C. und Littr. D. 
(Ar. 5580.) 50 neue 


2 
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neue Emiſſion nicht erfolgt ift, muß eine der zu kuͤndigenden Anzahl diefer | 
Obligationen gleiche Zahl der Obligationen Littr. C. neue Emiſſion von der 
Ausgabe ausgeſchloſſen bleiben, indem dieſer Theil der neuen Anleihe lediglich 
zur Einloͤſung der zu kuͤndigenden Prioritaͤten beſtimmt iſt. Der Erloͤs des 
Reſtes ſoll nur zu den im Eingange dieſes Privilegii angedeuteten Zwecken, der 
Erweiterung der Betriebseinrichtungen und der Vermehrung der Betriebsmittel, 
auf Grund eines von Unſerem Handelsminiſterium zu genehmigenden, durch 
einen ſpeziellen Koſtenanſchlag zu juſtifizirenden Verwendungsplanes, ſowie zur 
Deckung unvermeidlicher Koſten der Kuͤndigung der aͤlteren Anleihen C. und D. 
verausgabt werden. 


Das betreffende Eiſenbahn⸗Kommiſſariat hat die beſtimmungsmaͤßige Ver⸗ 
wendung der Anleihe zu uͤberwachen. N 


H. 3. 


Es wird den, vermoͤge Unſeres Privilegiums vom 17. Auguſt 1845. 
(Geſetz⸗Samml. Seite 572.) kreirten, mit Littr. A. und Littr. B. bezeichneten 
Obligationen der Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft im urſprünglichen 
Betrage von 2,367,200 Thalern hierdurch die Priorität vor den Obligationen 
Littr. C. neue Emiſſion vorbehalten. Ebenſo wird den gekuͤndigten älteren | 
Prioritäts⸗ Obligationen Littr. C. und Littr. D. neue Emiſſion bis zur Einlz⸗ 
ſung reſp. Deponirung des Betrages derſelben ebenfalls die Prioritaͤt vorbe I 
halten. Die Deponirung kann auf den Antrag der Geſellſchaft in deren Ge⸗ 
richtsſtande auf Koſten der Inhaber der betreffenden Obligationen erfolgen, 
wenn die letzteren nicht binnen vier Wochen nach dem vorſchriftsmaͤßig bekannt 
gemachten Zahlungstermine zur Einloͤſung praͤſentirt ſind. FR 


H. 4. 


Die Obligationen tragen vier Prozent Zinſen. Zu deren Erhebung wer⸗ 
den den Obligationen zunaͤchſt für ſechs Jahre zwölf halbjaͤhrige, am 2. Januar 
und 1. Juli der betreffenden Jahre zahlbare Zinskupons Nr. 1. bis 12. nebſt 
Talons nach dem sub B. beigefuͤgten Schema beigegeben. 


. Beim Ablaufe dieſer und jeder folgenden ſechsjaͤhrigen Periode werden 
nach vorheriger oͤffentlicher Bekanntmachung fuͤr anderweite ſechs Jahre neue 
Zinskupons ausgereicht. 


Die Ausreichung erfolgt an den Praͤſentanten des Talons — durch 
deſſen Ruͤckgabe zugleich uͤber den Empfang der neuen Serie Zinskupons nebſt 
Talons quittirt wird — ſofern nicht Büher dagegen von dem Inhaber der 
Obligation bei dem Direktorio ſchriftlich Widerſpruch erhoben worden iſt; im 
Falle eines ſolchen Widerſpruches erfolgt die Ausreichung einer neuen Serie 
Zinskupons nebſt Talon an den Inhaber der Obligation. „„ 

8.5. 


— 


H. 3. 


Die Anſpruͤche auf Zinsverguͤtung erloͤſchen und die Zinskupons werden 
unguͤltig und werthlos, wenn dieſe nicht binnen vier Jahren nach der Verfall⸗ 
zeit zur Zahlung praͤſentirt werden. 


H. 6. 


Die Verzinſung der Obligationen hoͤrt an dem Tage auf, an welchem 
ſie zur Zuruͤckzahlung faͤllig ſind. Wird dieſe in Empfang genommen, ſo 
muͤſſen zugleich die ausgereichten Zinskupons, welche ſpaͤter als an jenem Tage 
verfallen, mit der faͤlligen Obligation eingereicht werden; geſchieht dies nicht, 
ſo wird der Betrag der fehlenden Zinskupons von dem Kapital gekuͤrzt und 
zur Einloͤſung dieſer Kupons verwendet. 


H. 7. 


Zur allmäligen Tilgung der Schuld werden jährlich zwei Drittel Pro⸗ 
zent von dem Kapitalbetrage aller emittirten Obligationen nebſt dem Betrage 
der erſparten Zinſen der eingeloͤſten Obligationen verwendet. Außerdem ſteht 
der Geſellſchaft eine allgemeine Kuͤndigung der Obligationen mit Genehmigung 
Unſeres Handelsminiſterii zu. Die Nummern der in einem jeden Jahre zu 
amortiſirenden Obligationen werden alljährlich durch das Loos beſtimmt. Die 
Auslooſung geſchieht Seitens des Direktorü mit Zuziehung eines das Protokoll 
führenden Notarius in einem vierzehn Tage zuvor einmal oͤffentlich bekannt ge⸗ 
machten Termine, zu welchem Jedermann der Zutritt freiſteht. Die Bekannt⸗ 
machung der ausgelooſten Obligationen, ſowie einer allgemeinen Kuͤndigun 
derſelben erfolgt durch dreimalige Einruͤckung in die öffentlichen Blätter ($. 12.); 
die erſte Einruͤckung muß mindeſtens drei Monate vor dem beſtimmten Zahlungs: 
termine ſtattfinden. Die Einloͤſung der ausgelooſten Obligationen geſchieht am 
1. Juli jeden Jahres, die Einloͤſung der gekuͤndigten Obligationen kann ſowohl 
am 2. Januar, als am 1. Juli jeden Jahres ſtattfinden. Die Ruͤckzahlung 
erfolgt in beiden Faͤllen nach dem Nennwerthe gegen Auslieferung der Obliga⸗ 
tionen an deren Praͤſentanten. Die im Wege des Tilgungsverfahrens einge⸗ 

loͤſten Obligationen werden unter Beobachtung der oben wegen der Auslooſung 
pvorgeſchriebenen Form verbrannt. Diejenigen, welche im 16 0 der Kuͤndigung 
oder der Ruͤckforderung ($. 10.) eingelöft werden, kann die Geſellſchaft wieder 
ausgeben. Ueber die Ausfuͤhrung der Tilgung wird dem betreffenden Eiſenbahn⸗ 
Kommiſſariate alljaͤhrlich Nachweis gefuͤhrt. 


H. 8. 


Sollen angeblich verlorene oder vernichtete Obligationen amortiſirt werden, 
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fo wird ein gerichtliches Aufgebot nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtim⸗ 


an 


mungen erlaſſen. 


Für dergeſtalt amortiſirte, ſowie auch fir zerriffene oder ſonſt unbrauchbar I 
gewordene, an die Geſellſchaft zuruͤckgelieferte und gaͤnzlich zu kaſſirende Obli⸗ 
gationen werden neue dergleichen ausgefertigt. g 1 


H. 9. 


Die Nummern der zur Zuruͤckzahlung faͤlligen, nicht zur Einloͤſung vor⸗ 
gezeigten Obligationen werden waͤhrend dreier Jahre nach dem Zahlungstermine 
jahrlich ein Mal von dem Direktorio der Geſellſchaft Behufs der Empfang⸗ 
nahme der Zahlung oͤffentlich aufgerufen. 


Die Obligationen, welche nicht innerhalb zehn Jahren nach dem letzten 
öffentlichen Aufrufe zur Einloͤſung vorgezeigt worden, find werthlos, und iſt 
dies von dem Direktorio unter Angabe der werthlos gewordenen Nummern 
alsdann öffentlich zu erklaͤren. Die Geſellſchaft hat wegen ſolcher Obligationen 
keinerlei Verpflichtungen mehr. 


H. 10. 


Außer dem im H. 7. gedachten Falle find die Inhaber der Obligationen 
worden deren Nennwerth in folgenden Fällen von der Geſellſchaft zuruͤck⸗ 
zufordern: 


a) wenn fällige Zinskupons, ungeachtet ſolche gehörig zur Einlöſung pri | 
ſentirt worden, laͤnger als drei Monate unberichtigt bleiben; 1 


b) wenn der Transportbetrieb auf der Eiſenbahn mit Dampfwagen oder . 
mit anderen, dieſelben erſetzenden Maſchinen durch Schuld der Geſell⸗ 
ſchaft laͤnger als ſechs Monate ganz aufhoͤrt; 5 


c) wenn gegen die Geſellſchaft in Folge rechtskraͤftiger Erkenntniſſe * 
Schulden halber Exekution vollſtreckt wird; * 


d) wenn die im H. 7. feſtgeſetzte Tilgung nicht innegehalten wird. 


a In den Fallen a, b. und c. kann das Kapital an demſelben Tage, wo 
einer dieſer Falle eintritt, zuruͤckgefordert werden; im Falle d. iſt dagegen eine 
dreimonatliche Kuͤndigungsfriſt zu beobachten. Das Recht der Zuruͤckforderung 
dauert in dem Falle a. bis zur Zahlung des betreffenden Zinskupons, in dem 
Falle b. bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Transportbetriebes, in 
dem Falle e. Ein Jahr, nachdem der vorgeſehene Fall eingetreten iſt, das Recht 
der Kuͤndigung in dem Falle d. drei Monate von dem Tage ab, an welchem 
die Tilgung der Obligationen hätte erfolgen ſollen. 


$. 11. 


Zur Sicherung der Verzinſung und Tilgung der Schuld wird feſtgeſetzt 
und verordnet: 


a) Die vorgeſchriebene Verzinſung und Tilgung der Obligationen geht der 
a der Zinſen und Dividende an die Aktionaire der Gefell: 
ſchaft vor. 


b) Bis zur Tilgung der Obligationen darf die Geſellſchaft keine zur Eiſen⸗ 
bahn und zu den Bahnhoͤfen erforderlichen Grundſtuͤcke verkaufen; dies 
bezieht ſich jedoch nicht auf die außerhalb der Bahn und der Bahnhoͤfe 
befindlichen Grundſtuͤcke, auch nicht auf ſolche, welche innerhalb der 
Bahnhoͤfe etwa an den Staat oder an Gemeinden zur Errichtung von 
Poſt⸗, Telegraphen⸗, Polizei- oder ſteuerlichen Einrichtungen, oder 
welche zu Packhoͤfen oder Waarenniederlagen abgetreten werden 
moͤchten. Fuͤr den Fall, daß Unſere Gerichte einen Nachweis daruͤber 
erfordern ſollten, ob ein Grundſtuͤck zur Eiſenbahn und den Bahnhoͤfen 
erforderlich ſei oder nicht, genuͤgt ein Atteſt des betreffenden Eiſenbahn⸗ 
Kommiſſariats. 8 


Die Geſellſchaft darf weder Prioritaͤts-Aktien oder Obligationen kreiren, 
noch neue Darlehne aufnehmen, es ſei denn, daß fuͤr die jetzt zu emit⸗ 
tirenden Obligationen das Vorzugsrecht ausdruͤcklich ſtipulirt werde. 


d) Zur Sicherheit fuͤr das im H. 10. feſtgeſetzte Ruͤckforderungsrecht iſt 
den Inhabern der Obligationen von der Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger 
Eiſenbahngeſellſchaft das Geſellſchaftsvermoͤgen, namentlich die Berlin⸗ 
Potsdamer und die Potsdam- Magdeburger Eiſenbahn, verpfaͤndet. 


Die vorſtehend unter b. erlaſſene Beſtimmung ſoll jedoch auf diejenigen 
Obligationen ſich nicht beziehen, die, zur Zuruͤckzahlung fällig erklärt, nicht 
innerhalb ſechs Monaten nach Verfall zur Empfangnahme der Zahlung gehörig 
präfentirt werden. 


C 


— 


H. 12. 


Alle in dieſem Privilegium vorgeſchriebenen öffentlichen Bekanntmachungen 
muͤſſen in den Staats⸗Anzeiger, in eine zweite in Berlin erſcheinende, und in 
die Magdeburger Zeitung eingeruͤckt werden. Sollte eines dieſer Blätter ein⸗ 
gehen, ſo genuͤgt die Bekanntmachung in den beiden andern bis zu ander⸗ 
weitigen, mit Genehmigung Unſeres Handelsminiſterii zu treffenden Beſtim⸗ 
mungen. 


H. 18. 


Auf die Zahlung der Obligationen, wie auch der Zinskupons, die jeder⸗ 
(Nr. 5580) 39" zeit 


D 


17 Ba ES a ͤ A NE SE LS ERS 
K re e 


der Wahl der Berechtigten aus der Geſellſchaftskaſſe in Berlin oder 


dam geleitet wir kein Arreſt bei der Geſellſchaft angeleg 


8 


Zu Urkund dieſes haben Wir das gegenwaͤrtige landesherrliche Privilegium 
Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und unter Unſerem Königlichen Inſiegel aus⸗ 
fertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung 
ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung von Seiten des Staats zu geben oder 


Rechten Dritter zu präjudiziren, 
Gegeben Berlin, den 25. Auguſt 1862. 


d. S) Wilpeln. 


. d. Heydt. . Holzbrinck. = 


| a N 
Berlin⸗Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahn⸗ Obligation 


Littr. C. neue Emiſſton 
uͤber 


100 Thaler Preußiſch Kurant. 


Inhaber dieſer Obligation Littr. C. neue Emiſſion 1 hat auf 
Hoͤhe von Einhundert Thalern Preußiſch Kurant Antheil an dem in Gemaͤß⸗ 
heit des umſtehend abgedruckten Allerhoͤchſten Privilegii emittirten Kapitale von 
7,000,000 Thalern. Die Zinſen mit vier Prozent fuͤr das Jahr ſind gegen 
die ausgegebenen, am 2. Januar und 1. Juli jeden Jahres zahlbaren halb⸗ 
jaͤhrigen Zinskupons zu erheben. 


Potsdam, den o 18. 


Das Direktorium 
der Berlin: Potsdam: Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft. 
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ne 3 ngt g en bien ale. path Magggabe des gi 

Privile te am 2. Sanuar 18.. in Potsdam oder Berlin bei unſerer Geſel 

ſchafts 8 8 7 
die 0 Serie der Zinskupons 


au Bari Potsdam⸗ Magdeburger Cifenbopn- a Littr. C. neue en 
on 


Potsdam, den — rn 18. 


| Dias Direktorium - 
ee 


zur 


tin Potsdam „Magdeburger Eiſenbahn⸗ Dario 
Liter. & neue a 


= Zwei Thaler hat Ae dieſes vom Me on Potsdam 
oder Berlin aus unſerer Geſellſchaftskaſſe zu erheben. Dieſer Zinskupon wird 


unguͤltig und werthlos, wenn er ir on vier n De der en 
/ zur Zahlung präſentirt wird. ; SR 


Potsdam, den te . .. .. = 705 ; . 1 i = 
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Das Direktorium „„ e 
der Berlin⸗ — 8 Gifenbabngefeitfihaft. 
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Nr. 5581.) Bekanntmachung, betreffend die durch den Allerhöchften Erlaß vom 11. Auguſt 1 


1862. erfolgte Beſtaͤtigung des Statuts des Aktienvereins zum Bau und 


zur Unterhaltung einer Chauffee von Königsberg nach Fuchsberg. Vom 
25. Auguſt 1862. 4 


. Königs. Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 11. Auguſt 
1862. das gerichtlich vollzogene Statut des Aktienvereins zum Bau und zur 
Unterhaltung einer Chauſſee von Koͤnigsberg nach Fuchsberg zu beſtaͤtigen 
geruht, was nach Vorſchrift des H. 3. des Geſetzes uͤber die Aktiengeſellſchaften 
vom 9. November 1843. mit dem Bemerken hierdurch bekannt gemacht wird, 
daß das Statut durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Koͤnigs⸗ 
berg zur Öffentlichen Kenntniß gebracht werden wird. 


Berlin, den 25. Auguſt 1862. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
N v. Holzbrinck. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. Oecker). 


